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Bericht 

des Finanzausschusses 

über die Regierungsvorlage (704 der Beilagen): 
Bundesgesetz, mit dem das Kraftfahrzeug­
Haftpflichtversicherungsgesetz geändert wird 

(KHVG-Novelle 1992) 

Auf Grund des Abschlusses des EWR-Abkom­
mens ist Österreich verpflichtet, das in diesem 
Abkommen enthaltene, das private Versicherungs­
wesen betreffende EG-Recht bis zum Inkrafttreten 
des EWR-Abkommens, das ist frühestens mit 
1. Jänner 1993, in innerstaatliches Recht umzuset­
zen. 

Bestandteil des EWR-Abkommens ist, von 
unbedeutenden Ausnahmen abgesehen, das gesamte 
geltende EG-Recht auf dem Gebiet des privaten 
Versicherungswesens. Zum Teil berührt das EG­
Recht die im Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche­
rungsgesetz 1987 (KHVG) geregelten Gegenstände 
und erfordert daher eine Anpassung dieses Bundes­
gesetzes. 

Folgende im Anhang IX des EWR-Abkomrriens 
angeführten Rechtsakte betreffen ausschließlich die 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung: 

Richtlinie 372 L 0166 vom 24. April 1972 
(72/166/EWG) betreffend die Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
bezüglich der Kraftfahrzeug-Haftpflichtver­
sicherung und der Kontrolle der entsprechen­
den Versicherungspflicht; 
Zweite Richtlinie 384 L 0005 vom 30. Dezem­
ber 1983 (84/5/EWG) betreffend die Anglei­
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied­
staaten bezüglich der Kraftfahrzeug-Haft­
pflichtversicherung; 
Dritte Richtlinie 390 L 0232 vom 14. Mai 
1990 (90/232/EWG) zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung; 
Entscheidung 391 D 0323 vom 30. Mai 1991 
(911323/EWG) zur Durchführung der Richt­
linie 72/166/EWG des Rates. 

Daneben enthalten folgende ebenfalls im An­
hang IX des EWR-Abkommens angeführten allge­
meinen versicherungsrechtlichen Richtlinien wich­
tige Vorschriften, die hauptsächlich oder aus­
schließlich für die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversi­
cherung gelten: 

Zweite Richtlinie 388 L 0357 vom 22. Juni 
1988 (88/357/EWG) zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die 
Direktversicherung (mit Ausnahme der Le­
bensversicherung) und zur Erleichterung der 
tatsächlichen Ausübung des freien Dienstlei­
stungsverkehrs sowie zur Änderung der 
Richtlinie 73/239/EWG; 
Richtlinie 390 L 0618 vom 8. November 1990 
(90/618/EWG) zur Änderung der Richtlinie 
73/239/EWG und der Richtlinie 
88/357/EWG zur Koordinierung der Rechts­
und Verwaltungsvorschriften für die Direkt­
versicherung (mit Ausnahme der Lebensversi­
cherung) insbesondere bezüglich der Kraft­
fahrzeug- Haftpflich tversicherung. 

Der hauptsächliche Anpassungsbedarf des gelten­
den KHVG liegt in den Liberalisierungs- und 
Deregulierungsmaßnahmen des allgemeinen EG­
Versicherungsrechts. 

Ferner muß auf Grund des EG-Versicherungs­
rechts, die bestehende verordnungsmäßige Festset­
zung der allgemeinen Versicherungsbedingungen 
entfallen. Diese kann auf Grund der geltenden 
Richtlinien durch eine Genehmigungspfli~ht ersetzt 
werden. Die Genehmigungspflicht der Versiche­
rungsbedingungen auch für Großrisiken wird in 
Hinkunft die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche­
rung vor allem von anderen Zweigen der Nicht-Le­
bensyersicherung unterscheiden. 

Schließlich verzichtet der Gesetzentwurf auf eine 
absolute Verbindlichkeit des Unternehmenstarifs, 
der nunmehr die Prämienvereinbarung lediglich 
nach oben beschränkt. Die Kundmachung der 
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2 790 der Beilagen 

Tarife soll durch die Versicherungsunternehmen 
erfolgen. 

Der Finanzausschuß hat die erwähnte Regie­
rungsvorlage in seiner Sitzung am 5. November 
1992 in Verhandlung genommen. In der Debatte 
ergriffen außer der Berichterstatterin die Abgeord-" 
neten Anna Hub e r, R 0 sen s tin g I, 

"Mrkvicka, DipI.-Vw. Dr. Lackner und Mag. 
Dr. Madeleine P e 1: r 0 v i c sowie Staatssekretär 
Dr. D i t z das Wort. 

Die Abgeordneten Anna Hub e rund DipI.-Vw. 
Dr. La c k n erbrachten einen Abänderungsantrag 
ein, der wie folgt begründet war: 

Zu § 6 Abs. 2: 

"Diese Bestimmung findet sich im geltenden § 6 
Abs. 3 und kann beibehalten werden, weil auch die 
gesonderte Erfolgsreehnung beibehalten wird:' 

Zu § 38 Z 3 lit. a: 

"Die Ergänzung dient der Berichtigung emes 
redaktionellen Versehens." 

Sophie Bauer 

Berichterstatterin 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf in 
der Fassung des oben erwähnten Abänderungsan­
trages mehrstimmig angenommen. 

Weiters traf der Ausschuß folgende Feststellung: 

"Der Finanzausschuß erwartet; daß bis züm 
Inkrafttreten der d~itten Sehadensriehtlinie die 
Genehmigungspraxis der V ersieherungsbedi~gun­
gen durch das Bundesministerium für Finanzen aus 
konsumentenpolitiseher Sicht nicht unter den 
gegenwärtigen Mindeststandard zurückfällt. Ab 
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der dritten 
Schadensriehtlinie sind solche Mindeststandards im 
Gesetz selbst zu formulieren, um dem Konsumenten 
die Möglichkeit zu geben, sinnvolle Prämienverglei­
ehe anstellen zu können. Das ist nur bei genormten 
Versieherungsprodukten möglich, die zumindest 
gewisse Mindeststandards aufzuweisen haben." 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Finanzaussehuß somit den An t rag, der N ational­
rat wolle dem a n g e s chi 0 s sen enG e set z -
e n t w u r f die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Wien, 1992 11 05 

Dr. Nowotny 

Obmann 
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790 der Beilagen 3 

Bundesgesetz, mit dem das Kraftfahr­
zeug-Haftpflichtversicherungsgesetz geändert 

.. wird (KHVG-Novelle 1992) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherungsge­
setz 19$7, BGBI. NI. 296, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Die Abschnitte 11. und IV. bis VI. dieses 
Hauptstücks sind auch anzuwenden, soweit sich der 
örtliche Geltungsbereich der Versicherung über das 
Bundesgebiet hinaus erstreckt. Soweit sich ,der 
örtliche Geltungsbereich der Versicherung auf 
Staaten, die Vertragsparteien des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum, BGBI. NI. .. .I 
1992, sind (Vertragsstaaten), erstreckt, ist auch 
Abschnitt III. anzuwenden." . 

2. § 3 erhält die Überschrift 

"A 11 g e n'l ein e Vor sc h r i f te n" 

3. § 3 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Die allgemeinen Versicherungsbedingungen 
bedürfen der Genehmigung durch die Versiche­
rungsaufsichtsbehörde. Die Genehmigung ist zu 
versagen, wenn die für den Inhalt der allgemeinen 
Versicherungsbedingungen maßgebenden Rechts­
vorschriften nicht eingehalten oder die Belange der 
Versicherten oder der geschädigten Dritten nicht 
ausreichend gewahrt werden." 

4. Die §§ 4 bis 6-samt Überschriften lauten: 

,,1 n hai t der a II gern ein e n Ver sie h e -
rungsbedingungen 

§ 4. (1) Der Versicherungsschutz-mußPersonen­
schäden und Sachschäden umfassen. 

(2) Der Versicherungsschutz muß sich auf 
Versicherungsfälle im Gebiet aller Vertragsstaaten 
sowie im Gebiet aller sonstigen Staaten erstrecken, 
die in Art. 1 der Entscheidung 91/323/EWG der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

(ABI. NI. L 177 vom 5. Juli 1991, S. 25) angeführt 
sind. Die Leistungspflicht des Versicherers ist im 
Umfang des im Gebiet des Staates, in dem der 
Versicherungsfall eingetreten ist, vorgeschriebenen 
Versicherungsschutzes, . bei Versicherungsfällen im 
Gebiet eines Vertragsstaates mindestens bis zur 
Versicherungssumme gemäß § 7 zu gewährleisten. 

(3) Die Ansprüche Familienangehöriger von 
Personen, die für einen Schaden ersatzpflichtig sind, 
auf Ersatz von Personenschäden dürfen nicht 
ausgeschlossen werden. 

(4) Von den Bestimmungen des Versicherungs­
vertragsgesetzes 1958 darf zum Nachteil der 
Versicherten oder der geschädigten Dritten nicht 
abgewichen werden. 

(5) Soweit die Deckung nach Abs. 1 bis 4 
gesetzlich vorgeschrieben ist, darf sie nicht von der 
Entrichtung einer gesonderten Prämie abhängig 
gemacht werden. Dies gilt nicht für die Erstreckung 
des Versicherungsschutzes auf das Gebiet von 
Staaten, die nicht Vertrags staaten sind. . 

(6) Der Versicherungsschutz darf bei sonstiger 
Rechtsunwirksamkeit gegenüber dem geschädigten 
Dritten nicht ausgeschlossen werden, wenn 

1. das Fahrzeug ohne Willen des Halters benützt 
wurde, 

2. der Lenker nicht kraftfahrrechtlich berechtigt 
ist, das Fahrzeug zu lenken, 

3. das Fahrzeug nicht den kraftfahrrechtlichen 
Vorschriften entspricht. 

(7) Abs. 6 Z 1 ist nicht anzuwenden, soweit 
1. eine Anspruchsberechtigung gemäß § 2 Abs. 1 

Z 3 des Bundesgesetzes über den erweiterten 
Schutz der Verkehrsopfer, BGBI. Nr .. 322/ 
1977, in der jeweils geltenden Fassung besteht, 

2. es sich um Ansprüche von Personen im Sinn 
des § 3 Abs. 3 des Bundesgesetzes über den 
erweiterten Schutz der Verkehrsopfer handelt. 

Zeitliche Geltung 

§ 5. Ab der Zustellung des Bescheides, mit dem 
neue allgemeine Versicherungs bedingungen oder 
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4 790 der Beilagen· 

eine Änderung allgemeiner Versicherungsbedin­
gungen genehmigt wurden, dürfen Versicherungs­
verträge nur mehr unter Zugrundelegung der neuen 
oder geänderten allgemeinen Versicherungsbedin­
gungen abgeschlossen werden. Die Versicherungs­
aufsichtsbehörde kann dafür auf Antrag des 
Versicherungsunternehmens einen bis zu sechs 
Monate späteren Zeitpunkt festsetzen. 

Fahrzeuge mit ausländischem 
Kennzeichen 

§ 6. (1) Eine Versicherung für Kraftfahrzeuge 
oder Anhänger mit ausländischem Kennzeichen 
zum Nachweis einer Haftung gemäß § 62 Abs. 1 
KFG 1967 kann beim Zollamt abgeschlossen 
werden, wofür dort die Prämien zu entrichten sind. 
Das Zollamt hat die Prämien entgegenzunehmen 
und die Polizze auszufolgen, die als Bestätigung der 
Prämienzahlung gilt. 

(2) Der Bundesminister für Finanzen ist ermäch­
tigt, für den Betrieb der Versicherung gemäß § 1 
Abs. 2 die Ausfallhaftung des Bundes bis höchstens 
90 vH des Verlustes unter der Voraussetzung zu 
übernehmen, daß der Bund mit mindestens 60 vH 
an einem Gewinn beteiligt wird. Der Verlust und 
der Gewinn sind unter sinngemäßer Anwendung der 
Grundsätze für die gesonderte Erfolgsrechnung 
(§ 21) zu ermitteln." 

5. § 7 lautet: 

,,§ 7. (1) Dem Tarif sind folgende Versicherungs­
summen zugrunde zu legen: 

1. für Omnibusse mit nicht mehr als 19 Plätzen 
(Sitz- und Stehplätze) außer dem Lenkerplatz 
24 Millionen Schilling, 

2. für alle anderen Kraftfahrzeuge und Anhän­
ger, die nicht unter Abs. 2 oder 4 fallen, 
12 Millionen Schilling, 

3. für Omnibusse mit mehr als 19 Plätzen und für 
Omnibus anhänger mit mehr als zehn Plätzen 
für je weitere angefangene fünf Plätze 
6 Millionen Schilling, 

(2) Auf Lastkraftwagen mit Beförderung von 
mehr als acht Personen außer dem Lenker gemäß 
§ 106 Abs. 5 KFG 1967 sind bis zu 19 Personen 
Abs. 1 Z 1 und bei mehr als 19 Personen Z 3 
anzuwenden. 

(3) In den Fällen des Abs. 1 Z 1 und 3 beträgt die 
Versicherungssumme für die Tötung oder Verlet­
zung eines Menschen innerhalb der Pauschalsumme 
12 Millionen Schilling. 

(4)· Für Kraftfahrzeuge und Anhänger, die unter 
§ 16 Abs. 1 GGSt fallen, sind dem Tarif folgende 
Versicherungssummen zugrunde zu legen: 

1. für die Tötung oder Verletzung eines 
Menschen 12 Millionen Schilling, 

2. für die Tötung oder Verletzung mehrerer 
Menschen 24 Millionen Schilling, 

3. für Schäden an Sachen insgesamt 24 Millionen 
Schilling. 

(5) Die in Abs. 1 angeführten Summen umfassen 
Personen- und Sachschäden. Sie dürfen bis zum 
Betrag von 120000 S auch Vermögenschäden 
umfassen, die nicht Personen- oder Sachschäden 
sind, sofern deren Deckung vereinbart ist. 

(6) Der Bundesminister für Finanzen kann mit 
Verordnung höhere als die in Abs. 1 bis 5 
festgesetzten Summen bestimmen, soweit dies dem 
Interesse an einem wirksamen Schutz der Versicher­
ten und der geschädigten Dritten zu angemessenen 
Prämien entspricht. Eine solche Verordnung darf 
nur zum 1. September eines Kalenderjahres in Kraft 
gesetzt werden." 

6. § 12 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Die Versicherungsunternehmen können im 
Unternehmenstarif Schadenersatzbeiträge (§ 9) in 
festen Beträgen oder im Verhältnis zur Prämie 
festsetzen. " 

7. § 12 Abs. 4 entfällt. 

8. An den § 13 Abs. 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

"Der erste Unternehmenstarif nach Erteilung der 
Konzession darf auch ab einem anderen Zeitpunkt 
angewendet werden." 

9. § 13 j\bs. 4 lautet: 

,,(4) Neue Unternehmenstarife und Änderungen 
von Unternehmenstarifen sind von den Versiche­
rungsunternehmen ~pätestens sechs Wochen vor 
dem Z'eitpunkt, ab dem sie angewendet werden 
sollen, möglichst· gleichzeitig im Amtsblatt zur 
Wiener Zeitung kundzumachen." 

10. § 14 entfällt. 

11. § 15 lautet: 

,,§ 15. Vom Unternehmenstarif darf nur in der 
Weise abgewichen werden, daß eine niedrigere 
Prämie vereinbart wird." 

12. § 17 samt Überschrift lautet: 

"L auf ze i t 

§ 17. (1) Der Versicherungsvertrag darf nicht mit 
einer längeren Laufzeit als nach .den folgenden 
Bestimmungen vereinbart werden: 

1. wenn der Vertrag mit einem Monatsersten, 
o Uhr, beginnt, bis zum Ablauf eines Jahres 
nach diesem Zeitpunkt, 

2. wenn der Vertrag zu einem anderen Zeitpunkt 
beginnt, bis zum nächstfolgenden Monatser­
sten, 0 Uhr, nach Ablauf eines Jahres. 

(2) Ist eine längere Laufzeit vereinbart worden, so 
endet der Vertrag, 

1. wenn er mit einem Monatsersten, o Uhr, 
begonnen hat, ein Jahr nach diesem Zeitpunkt, 
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2. wenn er zu einem anderen Zeitpunkt begon­
nen hat, mit dem nächstfolgenden Monatser­
sten, 0 Uhr, nach Ablauf eines Jahres. 

(3) Der Versicherungsvertrag verlängert sich um 
jeweils ein Jahr, wenn er nicht spätestens einen 
Monat vor Ablauf schriftlich gekündigt wird. 
Beträgt die Laufzeit weniger als ein Jahr, so endet 
der Vertrag, ohne daß es einer Kündigung bedarf." 

13. § 18 lautet: 

,,§ 18. (1) Neue Versicherungsbedingungen und 
Tarife sowie Änderungen von diesen gelten ab dem 
Zeitpunkt gemäß § 5 oder § 13 Abs. 1 auch für 
bestehende Versicherungsverträge. Ist eine niedri­
gere als die im Tarif festgesetzte Prämie vereinbart 
worden (§ 15), so ändert sich die Prämie im gleichen 
Verhältnis wie die Tarifprämie .. 

(2) Der Versicherungsvertrag kann vom Versi­
cherungsnehmer innerhalb eines Monats ab der 
Kundmachung gemäß § 13 Abs. 4 gekündigt wer­
den, wenn sich die Prämie auf Grund des Abs. 1 
erhöht hat. Die Kündigung wird frühestens mit dem 
in § 13 Abs. 1 erster Satz genannten Zeitpunkt 
wirksam." 

14. § 21 Abs. 1 erster Satz lautet: 

,;'1 ersicherungsunternehmen, die die Konzession 
zum Betrieb der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche­
rung im Inland besitzen, haben für jedes Geschäfts­
jahr eine gesonderte Erfolgsrechnung zu erstellen." 

15. §21 Abs. 3 lautet: 

,,(3) § 85 Abs. 3 Z 2 VAG bleibt unberührt." 

16. Nach dem V. Abschnitt des ersten Haupt­
stücks wird folgender V a. Abschnitt eingefügt: 

"V a. Abschnitt 

Dienstleistungsvetkehr 

Pflichten der 
Ve rs i che ru n gs u n te rn e hme n 

§ 21 a. (1) Versicherungsunternehmen, die das 
Haftpflichtrisiko . für im Inland zum Betrieb 
zugelassene Fahrzeuge versichern, dürfen die 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung im Dienst­
leis1:ungsverkehr nur' betreiben, wenn sie sich an 
Einrichtungen, die dem Nachweis einer Haftung 
gemäß § 62 Abs. 1 KFG 1967 dienen, in gleicher 
Weise beteiligen wie Versicherungsunternehmen, 
die die Konzession zum Betrieb der Kraftfahrzeug­
Haftpflichtversicherung im Inland besitzen. 

(2) Unbeschadet sonstiger Erfordernisse darf der 
Betrieb der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
im Dienstleistungsverkehr erst aufgenommen wer­
den, wenn das Versicherungsunternehmen seine 
Beteiligung an der Einrichtung gemäß Abs. 1 
vollzogen hat. 

Sc h ade n r e g u I i e run g sb e a u ft rag t er 

§ 21 b. (1) Die in § 21 a angeführten Versiche­
rungsunternehmen haben einen Beauftragten für die 
Schadenregulierung bei den im Dienstleistungsver­
kehr abgeschlossenen Versicherungsverträgen zu 
bestellen, der seinen Sitz oder Wohnsitz im Inland 
hat. 

(2) Der Versicherungsaufsichtsbehörde sind vor 
Aufnahme des Betriebes im Dienstleistungsverkehr 
Name und Anschrift des Beauftragten sowie danach 
Name und Anschrift jedes neu bestellten Beauftrag­
ten unverzüglich mitzuteilen. 

(3) Der Beauftragte muß über die fachlichen und 
finanziellen Voraussetzungen zur Vertretung des 
Versicherungsunternehmens und zur jederzeitigen 
Erfüllung der sich aus der Schadenregulierung 
ergebenden Verpflichtungen des V ersicherungsun­
ternehmens verfügen. 

(4) Aus dem Versicherungs anbot des Versiche­
rungsnehmers sowie aus dem Versicherungsschein 
und allen anderen Deckung gewährenden Doku­
menten müssen Name und Anschrift des Beauftrag­
ten ersichtlich sein. Name und Anschrift eines neu 
bestellten Beauftragten sind den Versicherungsneh­
mern unverzüglich mitzuteilen. 

(5) Der Beauftragte ist ermächtigt, das Versiche­
rungsunternehmen im Rahmen der Schadenregulie­
rung gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 
Ansprüche im Zusammenhang mit der Schadenre:. 
gulierung können außer gegen den Versicherer 
auch gegen den Beauftragten geltend gemacht 
werden. 

(6) Der Beauftragte gilt als zur Entgegennahme 
aller an das Versicherungsunternehmen gerichteten 
Schriftstücke im Rahmen der Schadenregulierung 
ermächtigt. 

Technische Verbindlichkeiten 

§ 21 c. Unbeschadet des § 78 Abs. 2 erster Satz 
VAG gilt der Betrieb der Kraftfahrzeug-Haft­
pflichtversicherung im Dienstleistungsverkehr nur 
insoweit als inländisches Geschäft, als 'nicht die 
Bildung der technischen Rückstellungen den 
Rechtsvorschriften des Staates unterliegt, von dem 
aus oder in dem die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversi­
cherung im Dienstleistungsverkehr betrieben wird." 

17. An den § 33 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

,,(4) Die §§ 2 Abs. 1,3 Abs. 1, die §§ 4 bis 7, § 12 
Abs. 2', die §§ 15 und 18 und die §§ 21 bis 21c in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. .. ./1992 
treten gleichzeitig mit dem Abkommen über den 
Europäischen Wirtschaftsraum, BGBI. Nr ... ./ 
1992, in Kraft. Die §§ 12 Abs. 4 und 14 in der bis 
dahin geltenden Fassung treten gleichzeitig außer 
Kraft. § 13 Abs. 1 und 4 und § 17 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBI. Nr. .. ./1992 treten mit dem 
der Kundmachung dieses. Bundesgesetzes folgenden 
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Tag in Kraft. Verordnungen auf Grund der im 
ersten Satz angeführten Bestimmungen dürfen 
bereits von dem der-Kundmachung des Bundesge­
setzes BGBI. Nr ... ./1992 folgenden Tag an 
erlassen werden. Sie dürfen frühestens mit dem im 
ersten Satz angeführten Zeitpunkt in Kraft treten." 

18. § 34 lautet: 

,,§ 34. Die auf Grund des § 3 Abs. 1 in der bis zum 
Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBL Nr ... ./ 
1992 geltenden Fassung festgesetzten allgemeinen 
Versicherungsbedingungen gelten als gemäß der ab 
diesem Zeitpunkt geltenden Fassung dieser Bestim­
mung genehmigt, solange keine anderen allgemeinen 
Versicherungs bedingungen gene~.migt werden." 

19. § 36 erhält die Absatzbezeichnung (1). 
Föigender Abs. 2 wird angefügt: 

,,(2) Die §§ 17 und 18 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBI. Nr ... ./1992 gelten für im 
Zeitpunkt ihres Inkrafttretens bestehende Versiche­
rungsverträge." 

20. § 38 lautet: 

,,§ 38. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist betraut: 

1. hinsichtlich des § 2 Abs. 3, des § 3 Abs. 2, des 
§ 4 Abs. 6 und 7, des § 9 Abs. 2 erster Satz, des 
§ 17 Abs. 2 und 3, der §§ 18 bis 20, des § 21 b 
Abs. 4 erster Satz, 5 und 6, der §§ 22 bis 25, des 
§ 26 Abs. 1 und Abs. 3 in Verbindung mit 
Abs. 1, des § 32 und des § 36 der Bundesmini­
sterfür Justiz; 

2. hinsichtlich der §§ 30 und 31 der Bundesmini­
ster für öffentliche Wirtschaft und Verkehr; 

3. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der 
Bundesminister für Finanzen, und zwar 
a) hinsichtlich des § 7 Abs. 6, des § 8, des § 10 

Abs. 2 und 3 des § 16 Abs. 1 im Einverneh­
men mit dem Bundesminister für öffentli­
che Wirtschaft und Verkehr, 

b) hinsichtlich des § 11 Abs. 1 im Einverneh­
men mit dem Bundesminister für Justiz." 
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